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A 0184/2025 (VWD)
Auftrag Fraktion SP/junge SP: Ergreifung des Kantonsreferendums bei einer An-
nahme der Vorlage zur Änderung des Bundesgesetzes über die Allgemeinverbindli-
cherklärung von Gesamtarbeitsverträgen (04.09.2025)

Das eidgenössische Parlament wird voraussichtlich in einer der nächsten Sessionen die Vorlage
zur Änderung des Bundesgesetzes über die Allgemeinverbindlicherklärung von Gesamtar-
beitsverträgen beschliessen. Sollte das beschlossene Gesetz die neue Regelung enthalten, dass
Bestimmungen von Gesamtarbeitsverträgen allgemeinverbindlich erklärt werden können, die
niedrigere Mindestlöhne vorsehen als jene, die in den kantonalen Gesetzen festgelegt sind,
wird der Regierungsrat beauftragt, dem Kantonsrat so rasch wie möglich Botschaft und Ent-
wurf zur Ergreifung des fakultativen Referendums gemäss Artikel 141 der Bundesverfassung
gegen den entsprechenden Bundesbeschluss vorzulegen.

Begründung 04.09.2025: schriftlich.

Gemäss Bundesrat, welcher die Gesetzesänderung ablehnt, verstösst diese Vorlage gegen die
Bundesverfassung und mehrere Grundprinzipien der Schweizer Rechtsordnung – unter ande-
rem gegen die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Kantonen. Auch 25 von 26 Kantone
sprechen sich gegen die Vorlage aus. So schreibt der Solothurner Regierungsrat in seiner Ver-
nehmlassung zum Bundesgesetz unter anderem:
«Wir lehnen die Änderungen im Bundesgesetz über die Allgemeinverbindlicherklärung von
Gesamtarbeitsverträgen ab. Sie widerspricht der Aufteilung der Kompetenzen zwischen Bund
und Kantonen im arbeitsrechtlichen Bereich, indem sie Abweichungen von kantonalem Recht
erlaubt, das die Kantone als sozialpolitische Massnahme erlassen dürfen. Die vorgeschlagene
Änderung im AVEG greift stark in die Autonomie der Kantone ein. Laut Bundesgericht verfü-
gen die Kantone über die verfassungsmässige Kompetenz, im arbeitsrechtlichen Bereich sozi-
alpolitische Massnahmen zu treffen, die zur öffentlich-rechtlichen Schutzgesetzgebung gehö-
ren.
Dazu zählt auch die Festlegung eines verbindlich kantonalen Mindestlohns. Die Umsetzung
der Motion Ettlin verstösst des Weiteren auch gegen das Prinzip der Legalität, das in der Bun-
desverfassung verankert ist. Dieses besagt unter anderem, dass eine untergeordnete Rechts-
norm nicht gegen eine übergeordnete Rechtsnorm verstossen soll. Ein Gesamtarbeitsvertrag
ist ein zwischen privaten Verbänden abgeschlossener Vertrag und seine Allgemeinverbindli-
cherklärung ändert nichts an seinem privatrechtlichen Vertragsstatus. Ein Beschluss über die
Allgemeinverbindlicherklärung ist somit einem kantonalen Gesetz untergeordnet.»
Der Regierungsrat lehnt aus föderalismus- und demokratiepolitischen sowie rechtsstaatlichen
Gründen die beantragten Änderungen im Gesetz ab. Wir teilen diese Haltung.

Unterschriften: Bürki Simon, Huber Urs, Fröhlicher Silvia, Aletti Melina, Anderegg Matthias,
Bill Remo, Boos Ida, Gomm Simon, Heri Philipp, Ingold Stefanie, Kälin Karin, Nünlist Luc, Petiti
Angela, Racine Matthias, Steggerda John, Vögeli Nadine, Widmer Bettina, Wyss Nicole (18)


